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Einführung in das Strafrecht II

Der Rücktritt vom Versuch

1. 
Grund der Strafbefreiung:
‑
H.M. vertritt Strafzwecktheorie, wonach der Täter keiner Bestrafung bedarf, wenn er von selbst in die Legalität zurückkehrt.
‑
A.A. Gnadentheorie 

( Gnade für verdienstliches Verhalten
‑
Theorie von der goldenen Brücke 

( goldene Brücke in die Straffreiheit
Kritik: Täter kennt § 24 überhaupt nicht
2. 
Stellung im Deliktssystem
H.M.: Strafaufhebungsgrund ( zu prüfen nach der Schuld!
A.A. Teil der Lit., die § 24 als Schuldaufhebungsgrund begreift, weil die präventive Bestrafungsnotwendigkeit fehlt ( Gesellschaft kann auf Strafe verzichten
3. 
Der Rücktritt nach § 24 StGB im Einzelnen
In Klausur zunächst Versuchstadium festlegen und danach Rücktrittsanforderungen festlegen, je nach Versuchstadium.
a)
Die einzelnen Versuchsstadien
Ausschlaggebend ist nach inzwischen h.M. der Rücktrittshorizont des Täters nach der letzten Ausführungshandlung.
Erste Vorstellung: Nach bisherigen Handlungen geht der Täter davon aus, noch nicht alles Erforderliche für Erfolgherbeiführung getan zu haben und im weiteren Fortgang auch keine Möglichkeit mehr hierzu zu haben ( fehlgeschlagener Versuch ( kein Rücktritt mehr möglich
Hier gibt es verschiedene Möglichkeiten:
(1)
Physische Unmöglichkeit der Erfolgsherbeiführung (z.B. körperliche Unterlegenheit)
(2)
Psychische Unmöglichkeit (z.B. Täter bekommt einen Schock, der die weitere Handlung unmöglich macht)
(3)
Rechtliche Unmöglichkeit:
Bsp.: A möchte B vergewaltigen. Als A auf B zustürmt sagt diese „Ein sexuelles Abenteuer kommt mir gerade entgegen“ Daraufhin vollziehen sie einverständlich den Geschlechtsverkehr. Keine vollendete Vergewaltigung, aber Versuch (laut BGH nur nicht aufgegebener Versuch, zw.). Auch wenn nur zum Schein eingewilligt wird liegt im Übrigen keine vollendete Vergewaltigung vor, weil der Täter zum Zeitpunkt des Geschlechtsverkehrs keinen Vergewaltigungsvorsatz hat.

( Nach der Lit. kann der Täter also nicht zurücktreten.
(4)
Tatobjekt bleibt so weit hinter den Erwartungen zurück, dass ein Weiterhandeln sinnlos ist (str.)

Bsp.: A möchte L vergewaltigen, als A auf sie springt, sagt L „Anton lass mich los“ woraufhin A sagt: „Du bist’s Lilo?“ Sodann setzt er sich hin und sagt „Ich würde ja gern noch, aber weil du es bist“. 

Bsp.: A lässt vom Vergewaltigungsopfer ab, weil es menstruiert. 

Bsp.: A möchte einen Ball stehlen; beim Aufheben merkt er, dass es eine Holzkugel ist, die er nicht gebrauchen kann und daher liegen lässt.
Achtung:

‑
Werden verschiedene Mittel zur Tatverwirklichung versucht, ist immer zu prüfen, ob ein einheitlicher Lebensvorgang gegeben ist (= natürliche Versuchseinheit), mit der Folge, dass von diesem einheitlichen Versuch nach wie vor Rücktritt möglich ist, sofern kein fehlgeschlagener Versuch vorliegt (sog. Gesamtbetrachtungslehre).


Bsp. 1:
M übergoss seine Frau mit Benzin, um sie anzuzünden. Bei seinem Bemühen, Streichhölzer zu entflammen, entstand eine Rangelei, in deren Verlauf die Frau in den Garten flüchten konnte. M holte sie ein, riss sie zu Boden und würgte sie, bis sie das Bewusstsein verlor. Dann ließ er jedoch von ihr ab und gab seine Tötungsabsicht auf. ( BGH NStZ 1986, 264).


Lösung: Der BGH sah hier, anders als das LG, in den beiden Tathandlungen des M nicht zwei rechtlich selbständige Tötungsversuche gegenüber der Frau, sondern lediglich zusammengehörige Teilakte eines einheitlichen Geschehens, das nach den Vergeblichen Versuchen, die F anzuzünden, noch nicht endgültig gescheitert (fehlgeschlagen) war. M konnte daher für "die Tat insgesamt" (d.h. für die Tötung insgesamt) Straffreiheit erlangen, als er die Tötung durch Erwürgen aufgab, weil darin eine "honorierfähige Umkehrleistung" im Hinblick auf das geschützte Rechtsgut zu sehen sei. Auf die vollendeten §§ 223, 224 StGB kann sich dieser Rücktritt vom Versuch freilich nicht beziehen.(Lies auch zwingend den lehrreichen und unglaublichen Fall von BGHSt 34,53 !)


Bsp. 2:
A hatte auf den Z mit einem Messer eingestochen, um ihn zu töten. Schließlich ließ er von Z ab und äußerte: "Jetzt bist Du erledigt". Er war der Meinung, er habe Z tödlich verletzt. Z erwiderte jedoch: "Ich lebe noch, ich rufe die Polizei". Er wandte sich ab und lief davon. A verfolgte den Z nicht, obwohl er erkannte, dass dieser nicht lebensgefährlich verletzt war (BGHSt 36,224).


Lösung: Auch hier ist der BGH davon ausgegangen, dass dann, wenn der Täter nach Erkennen seines Irrtums sein Tötungsvorhaben in engem zeitlich-räumlichem Zusammenhang mit der vorangegangenen Ausführungshandlung fortsetzt, das gesamte Tatgeschehen als eine Tat zu beurteilen sei. Der Versuch sei daher nach wie vor unbeendet gewesen, so dass der Täter von der Tötung strafbefreiend zurückgetreten sei. Der BGH nimmt es also mit dem Rücktrittshorizont des Täters nach der letzten Ausführungshandlung nicht sehr genau und lässt eine sog. Korrektur der Rücktrittsvorstellung zu. Es bleiben freilich wieder die §§ 223, 224 StGB. 

‑
Die Gegenposition wird von der sog. Einzelaktstheorie vertreten, die auf den Rücktrittshorizont bei Tatbeginn abstellt und jede auf die Tatbestandsverwirklichung gerichtete Handlung im Falle ihres Fehlschlags als selbständigen fehlgeschlagenen Versuch betrachtet.


Diese Theorie berücksichtigt jedoch nicht, dass der Täter trotz Vollendungsmöglichkeit in die Legalität zurückgekehrt ist und dass ihm auch aus Opferschutzgründen durch die Aussicht auf Straffreiheit ein Anreiz zum Rücktritt geschaffen werden muss.

‑
Nicht mehr vertreten wird dagegen die sog. Tatplantheorie, nach der der Täter nur solange zurücktreten kann, als die Handlung noch von seinem Tatplan umfasst war (sie führt zu einer unangemessenen Bevorzugung des skrupellosen Täters, der jedes erdenkliche Mittel in seinen Tatplan aufgenommen hat).


Bsp.: Derjenige, der sich vorgenommen hat, sein Opfer mit einem Schuss zu töten, kann, wenn er mit dem ersten Schuss vorbeischießt, nicht mehr zurücktreten, da der Tatplan fehlgeschlagen ist. Wer sich dagegen vorgenommen hat, so viele Schüsse wie nötig abzufeuern, kann noch bis zur letzten verbleibenden Kugel zurücktreten.
Zweite Vorstellung: Nach den bisherigen Handlungen geht der Täter davon aus, noch nicht alles Erforderliche zur Erfolgsherbeiführung getan, aber hierzu noch die Möglichkeit im unmittelbaren Fortgang zu haben ( unbeendeter Versuch nach § 24 I 1 Alt.1. 

Achtung: Der Täter kann in unmittelbaren zeitlich räumlichen Zusammenhang seine Vorstellung auch korrigieren (Korrektur der Rücktrittsvorstellung, s. oben).
Bsp.: A sticht B mit dem Messer durch den Hals und sagt „Jetzt bist du erledigt“. B antwortet „Nein ich lebe noch und jetzt gehe ich zur Polizei“. A tat nichts, hat also einfach aufgehört.
Dritte Vorstellung: Der Täter geht davon aus, mit den bisherigen Handlungen bereits alles Erforderliche zur Erfolgsherbeiführung getan zu haben oder hält dies zumindest für möglich (letzteres unterstellt der BGH v.a. bei schweren Verletzungen) ( beendeter Versuch nach § 24 I 1 Alt.2 bzw. § 24 I 2.
b)
Je nach Versuchsstadium richten sich dann die Rücktrittsanforderungen
aa) 
Objektive Rücktrittsvoraussetzung

‑
Erste
Möglichkeit: Unbeendeter Versuch nach § 24 I S. 1 Alt. 1 ( Aufgabe, d.h. schlichtes Aufhören genügt
‑
Zweite Möglichkeit: Beendeter Versuch nach § 24 I S. 1 Alt. 2 bzw. § 24 I S. 2 ( Verhinderung des Erfolges bzw. ernsthaftes Verhinderungsbemühen  
Problem: Welche Anforderung sind an das Verhindern zu stellen?
Erste Auffassung: Täter muss das aus seiner Sicht Bestmögliche tun. (Entscheidend ist hierfür allerdings die Auffassung eines vernünftigen Beobachters, der sich in die Situation des Täters versetzt) = Bestleistungstheorie
Zweite Auffassung: Es genügt, wenn der Täter einen Kausalbeitrag leistet, der letztlich den Erfolg verhindert = Chanceneröffnungstheorie
Stellungnahme: Die besseren Gründe sprechen für die zweite Auffassung. Dafür streitet schon der Wortlaut „verhindern“ wobei allerdings diskutabel ist, dass man nicht nur Kausalität, sondern auch objektive Zurechnung verlangt um vor allen Dingen Zufälle nicht mit Freiwilligkeit zu belohnen.
Achtung: Ein Fall des § 24 I 2 liegt vor, wenn keine Verhinderungskausalität möglich ist, etwa weil Dritte das Opfer bereits retten oder weil der Versuch von vorneherein untauglich ist ( Täter muss sich nur ernsthaft um Verhinderung bemühen. Hier allerdings verlangt die h.M. ein optimales Rettungsverhalten aus der Sicht des Täters, d.h. der Täter darf dem Zufall keinen Raum lassen, wo er ihn vermeiden kann.

bb) 
Subjektive Rücktrittsvoraussetzung

Sowohl bei der bloßen Aufgabe als auch bei der Verhinderung bzw. Verhinderungsbemühung muss der Rücktritt freiwillig erfolgen. Zur Bestimmung der Freiwilligkeit werden zwei Auffassungen vertreten.
Erste Auffassung (psychologische Theorie): Wenn der Täter Herr seiner Entschlüsse geblieben ist, d.h. wenn er ohne äußeren Zwang oder sonstige zwingende Motive zur Rückkehr bewegt wurde.
Zweite Auffassung (normative Theorie): Entscheidend ist die sog. „Verbrechervernunft“
Ist der Rücktritt nach den Regeln der Verbrecherzunft vernünftig, so liegt Unfreiwilligkeit vor; ist er unvernünftig, liegt Freiwilligkeit vor.
Kritik: Der Richter wird sich kaum in die Lage eines Verbrechers versetzten können.
Sonderproblem: Rücktritt vom Versuch nach außertatbestandlicher Zielerreichung 

Beispiel 
(Denkzettelfall): A will dem B einen Denkzettel verpassen und sticht mit bedingtem Tötungsvorsatz auf ihn ein; nach dem ersten Stich genügt ihm die Bestrafungsaktion und er entfernt sich daher. Rücktritt?

Lösung:

‑
Der Große Senat des BGH (BGHSt 39, 221), dem diese Frage nach einem Zickzackkurs der Rspr. vorgelegt wurde, stellt auf die Tat i.S.v. § 11 Nr.5 StGB ab.

Diese Tat (Tötung) befinde sich noch im Stadium des unbeendeten Versuchs, so dass der Täter durch bloßes Nichtweiterhandeln vom Totschlagsversuch zurückgetreten sei. Er begründet dies damit, dass Tat i.S.v. § 24 StGB nur die Tat im sachlich-rechtlichen Sinn sei, so dass weitergehende Beweggründe, Absichten oder Ziele unmaßgeblich seien. Außerdem dürfe der bedingt vorsätzlich Handelnde nicht schlechter gestellt werden (indem seine Rücktrittsmöglichkeiten früher enden) als der mit dolus directus Handelnde. Im Übrigen gebiete der Opferschutz eine rücktrittsfreundliche Auslegung des § 24 StGB. Auch sei das Ergebnis nicht kriminalpolitisch unerträglich, weil häufig schon ein beendeter oder ein fehlgeschlagener Versuch gegeben seien. Letzteres z.B., wenn ein Ansetzen des Täters nur so erfolgen könne, dass kein einheitlicher Lebenssachverhalt mehr vorläge. Tatsächlich hat der 5. Senat des BGH in NStZ 1994, 493 dies in einem Fall angenommen, in dem der Angeklagte mit bedingtem Tötungsvorsatz auf seinen Verfolger geschossen  und danach aufgehört hatte, weil der Verfolger den Rückzug antrat; hier, so der BGH, würde einem erneuten Ansetzen ein neuer Tatentschluss zugrunde liegen, weshalb nicht mehr von einem einheitlichen Geschehen gesprochen werden könne. Fraglich bleibt freilich, worin der eigentliche Unterschied zum Denkzettelfall liegen soll; hier wie dort hat der Täter sein Ziel erreicht und müsste daher einen neuen Tatentschluss fassen.  

‑
Die Lit. stellt demgegenüber überwiegend auf die außertatbestandliche Zielerreichung ab, die zur Folge habe, dass der Täter wegen der Zielerreichung seinen Versuch nicht mehr fortsetzen könne. Ein Rücktritt von der Tat scheide daher aus, weil der Täter nach der Zielerreichung (Denkzettel) ein neues Tötungsmotiv fassen müsste und dieses neue Tötungsmotiv eine neue Tat bilde. Ein Aufgeben der ursprünglichen Tat käme deshalb nicht mehr in Betracht, denn einen Vorsatz, den der Täter nicht mehr hat, könne er auch nicht mehr aufgeben 

‑
Stellungnahme: Die Lit.-Auffassung erscheint vorzugswürdig, weil eine Strafbefreiung des Täters dem Zweck des § 24 StGB zuwiderliefe: Der Täter, der nicht weiterhandelt, weil er sein Ziel ohnehin erreicht hat, manifestiert damit keine Rückkehr in die Legalität, sondern passt sich nur den neuen Umständen an).

Lesehinweis zum Rückritt vom Unterlassungsversuch:  Jäger, Rn. 327 ff.

Rücktritt vom Versuch des erfolgsqualifizierten Delikts: Jäger, Rn.325ff. 
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